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F.- M. JUNG  Postfach 110313  64218 Darmstadt

Staatsanwaltschaft beim 

Landgericht Darmstadt

Mathildenplatz 15

64285 Darmstadt                                                                                                 30.06.06                                                                                 

Strafantrag:  Nach § 40 (1) 1., 2. des Hessischen Datenschutzgesetzes

gegen den Amtsstellenleiter  Herrn Appel, Magistratsrat beschäftigt beim Ordnungsamt Darmstadt, sowie gegen den Dienststellenleiter  Herrn Pleil beschäftigt beim Ordnungsamt Darmstadt und alle beteiligten Personen in dieser Sache;

wegen:

Verweigerung auf informationelle Selbstbestimmung Art. 2 (1) GG (Persönlichkeitsrechte) i.V.m. Art. 1 (1) GG (Menschenrechte), Artikel 8 (1), (2) Charta d. Grundrechte der Europäischen Union, des  BDSG und  EU – Richtlinien und allen erkennbaren rechtlichen Belangen weiterer Betroffener;

Begründung:

Sehr geehrte Damen und Herren,

aufgrund meines Antrages vom 16.05.2006 und 26.05.2006 an das Ordnungsamt Darmstadt über Auskunft nach § 29 HSOG und den bisher getätigten automatischen Abfragen (Führungszeugnis) des Ordnungsamtes, wurde mir mit  Schreiben vom 23.05.2006 (s. Anlage) von dem Amtsstellenleiter Herrn Appel mitgeteilt, dass über mich  zweimal beim BZR - Amt (verdeckt)  Daten abgefragt wurden. Ich mache darauf aufmerksam, dass dies ohne meine schriftliche Einverständniserklärung die dafür laut Artikel 14 EU (Widerspruchsrecht der betroffenen Person) Voraussetzung gewesen wäre, erfolgte. Damit wurde mir mein Recht auf informationelle Selbstbestimmung nach Artikel 8 (1),(2) Charta d. Grundrechte d. Europäischen Union [Schutz personenbezogener Daten] mehrfach genommen, ich spreche hiermit offen den Verdacht aus, dass über die meisten Listenhundehalter Hessens solche rechtswidrigen Datenausspähungen getätigt wurden, ohne das es den Betroffenen bisher mitgeteilt wurde. 

Man forderte mich im Jahre 2000 dazu auf, ein polizeiliches Führungszeugnis dem Ordnungsamt Darmstadt zw. Hundehaltung vorzulegen. In der Hessischen HundeVO wie auch in § 71a HSOG gibt es keinen rechtlichen Hinweis auf weitere turnusmäßige Daten – Abfragen (Führungszeugnis). Mit dieser  einmaligen Vorlage (Führungszeugnis) und mit keiner weiteren war ich einverstanden gewesen. 

Weiter musste ich nach Kenntnisnahme  des Schreibens bedauerlicher Weise feststellen, dass die vom Amtsstellenleiter (wider besseres Wissens) mir offerierte Rechtsgrundlage  nicht als solche zu bewerten ist. Im Bundesgesetzblatt vom 23.04.2002 wird  zwar ausgeführt, dass die Behörde beim BZR - Amt abfragen darf, dies setzt aber eine schriftliche  Einverständniserklärung laut Grundgesetz Art. 2 (1) GG (Persönlichkeitsrecht) i.V.m. Art. 1 (1) GG (Menschenrecht), BDSG und EU Richtlinien meinerseits voraus. Somit sehe  ich  mich mit dem Schreiben vom 23.05.06  arglistig getäuscht und ich sehe darin mehrfache Straftatbestände die gesühnt werden müssen um weiteren Missbrauch zu verhindern. 

Im Hessischen Datenschutzgesetz wird  folgendes  ausgeführt, 

Zitat:

„§ 1 HSDG

· Aufgabe des Gesetzes ist es, die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die in § 3 Abs. 1 genannten Stellen zu regeln, um das Recht des einzelnen zu schützen, selbst über die Preisgabe und Verwendung seiner Daten zu bestimmen, soweit keine Einschränkungen in diesem Gesetz oder in anderen Rechtsvorschriften zugelassen sind, das auf dem Grundsatz der Gewaltenteilung beruhende verfassungsmäßige Gefüge des Staates, insbesondere der Verfassungsorgane des Landes und der Organe der kommunalen Selbstverwaltung untereinander und zueinander, vor einer Gefährdung infolge der automatisierten Datenverarbeitung zu bewahren. Aufgabe der obersten Landesbehörden, Gemeinden und Landkreise sowie der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen Rechts ist es, die Ausführung dieses Gesetzes sowie anderer Vorschriften über den Datenschutz jeweils für ihren Bereich sicherzustellen“.

Vorhergenanntes wurde  von den Verantwortlichen nicht beachtetet, damit haben sie  sich nach meiner Überzeugung über den  § 40 (1) 1., 2.  HDSG (Straftaten) eigenmächtig hinweggesetzt und damit wissentlich, willentlich und hoheitlich den Art. 20 (3) GG auf das gröbste verletzt (Umsturz von oben) somit haben sie ihre Befugnisse weit überschritten und  die verfassungsmäßige Ordnung dazu missbraucht eigenmächtige Abfragen zu tätigen. Der Verdacht, dass sie damit gegen den § 81 StGB (1) 2 (Hochverrat gegen den Bund) verstoßen haben, ist somit begründet. Die Falschauskünfte, Verleumdungen sowie Bürgerbetrügereien werden offensichtlich in der Verwaltungsgerichtsbarkeit ohne weiteres akzeptiert, sie werden nicht hinterfragt, wenn es dem politischen Willen genügen soll. Der „unwiderlegbare Verdacht“ (feudaler, zynischer und arroganter geht es nicht) soll wohl auch auf unbescholtene Listenhundehalter und Minderheiten ausgedehnt werden. Dies entbehrt jeder Vernunft und jeder Logik in einem Rechtsstaat und zeigt deutlich die kriminelle Energie der unteren Verwaltungsebenen und deren Lenker (Umsturz von oben). 
Ziel ist es offenbar,  Listenhundebesitzer oder auch andere Randgruppen schon im Vorfeld in ein kriminelles Licht  rücken zu wollen (sog. Daten auf Vorrat),  um  mit zum Teil verjährten Vorgängen in den Akten,  den unwissenden Bürger der Verwaltungsgerichtsbarkeit in einem negativen Profil präsentieren zu können.

Es liegen hier grobe, vorsätzliche Rechtsnormverletzungen vor. Damit wurden elementare Grundrechte vorsätzlich gebeugt. Wer so handelt, untergräbt die Verfassung und man muss sein Verhältnis zum demokratischen Staat  überprüfen lassen. 

Ich lebe „noch“ in einem Rechtsstaat und  lasse mir mein Recht auf informationelle Selbstbestimmung von niemandem nehmen.   Ich werde  mich  auch in  Zukunft nicht  entmündigen (Objekt) lassen und  jeden rechtswidrigen  Vorgang staatsanwaltschaftlich untersuchen lassen. 
Mit freundlichen Grüßen

Fritz – Michael JUNG 

Anlagen: 01 Schreiben des OA Darmstadt in Kopie;
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